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wird erneut auf die außerordentliche Dringlichkeit der Entscheidung durch
das Bundesverfassungsgericht hingewiesen.

Die jüngsten Äußerungen des Bundesinnenministers Alexander Dobrindt in
einer Sondersitzung des Innenausschusses des Bundestages am

vergangenen Mittwoch, dem 26. November 2025, zeigen, dass die
Bundesregierung die Aufnahme von Schutzsuchenden mit Aufnahmeerklärung
nach § 22 Satz 2 AufenthG endgültig verweigert. Damit steigt die im Rahmen
der Folgenabwägung zu berücksichtigende Wahrscheinlichkeit immens, dass
all diese Menschen einschließlich der Beschwerdeführenden die Unterkünfte

der GIZ verlassen müssen und schon vor Beginn des nächsten Jahres von
Pakistan nach Afghanistan abgeschoben werden.
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Der Bundesinnenminister äußerte sich vor dem Innenausschuss dahingehend, dass die

Schutzsuchenden, die eine rechtsverbindliche Aufnahmezusage sowie das Verfahren und die
Sicherheitsüberprüfung positiv durchlaufen hätten, nach Deutschland gebracht werden könnten. Wer
hingegen eine solche Zusage nicht habe, müsse dem Minister zufolge davon ausgehen, nicht nach
Deutsch land k o m m e n zu können .

Heute im Bundestag Nr. 648/2025, https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-
1127884; „Einreise nur für einige, Geld für andere", Tagesschau vom 26.11.2025,
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/afghanistan-aufnahme-innenministerium-
100.html.

Die fehlende Aufnahmebereitschaft zeigte sich bereits in dem von der Bundesregierung vorgelegten

Unterstützungsangebot, mit dem sie die Schutzsuchenden zur Rückkehr nach Afghanistan bewegen
wollte (Schriftsatz vom 5. November 2025), und in der Fristverlängerung, in Zuge derer sie mit
schwerwiegenden Konsequenzen für das Verfahren bei Ausschlagen des Unterstützungsangebots

drohte (Schriftsatz vom 21. November 2025). Nunmehr hat der Bundesinnenminister die endgültige
Verweigerung der Aufnahmen zum Ausdruck gebracht. Denn nach Auffassung der Bundesregierung

haben nur diejenigen Schutzsuchenden eine „rechtsverbindliche Aufnahmezusage", die eine
Aufnahmezusage nach § 23 Abs. 2 AufenthG haben.

Da seitens der Bundesregierung mündlich vermehrt darauf hingewiesen wurde, dass die Aufnahmen

nach § 22 Satz 2 AufenthG vorbehaltlich dessen erklärt worden seien, dass sich im weiteren Verfahren
keine Erkenntnisse ergeben, die gegen die Aufnahme sprechen, ist an dieser Stelle der erneute Hinweis
geboten, dass die Aufnahmeerklärung der Beschwerdeführenden nicht unter einem solchen Vorbehalt
stand. Die Aufnahmeerklärungen nach $ 22 Satz 2 AufenthG unterlagen zunächst schon keinem

einheitlichen Vorbehalt, sondern die Vorbehalte variierten im Laufe der Aufnahmeprogramme (S. 19 f.
der Beschwerdeschrift). Wie die Aufnahmeerklärung der Beschwerdeführenden enthielten alle vor der

Aussetzung der Einreiseprozesse im Frühjahr 2023 erteilten Aufnahmeerklärungen - was die
überwiegende Anzahl von Aufnahmeerklärungen im Rahmen der Menschenrechts- und

Überbrückungsliste umfassen dürfte - lediglich den Hinweis, dass die Schutzsuchenden nach Pakistan
ausreisen und dort das Visumsverfahren durchlaufen müssten. Auch nach der Wiederaufnahme der

Einreisen im Sommer 2023 wurde der Hinweis lediglich dahingehend ergänzt, dass nur ein erfolgreiches
Visumsinterview und die Erteilung des Visums für eine Ausreise nach Deutschland berechtigen würde.

Das schutzwürdige Vertrauen der Beschwerdeführenden wird dadurch also nicht in Frage gestellt, weil
die Aufnahmeerklärung gar nicht vom Vorbehalt umfasst war. Lediglich das Durchlaufen des
Visumsverfahrens im Drittstaat wurde als Voraussetzungen für die Einreise genannt. Die

Beschwerdeführenden durften also darauf vertrauen, dass bei Vorliegen aller Voraussetzungen für die
Erteilung des Visums ihre Einreise nach Deutschland erfolgen würde.

Nach den Äußerungen des Bundesinnenministers müssen die Schutzsuchenden mit einer

Aufnahmeerklärung nach § 22 Satz 2 AufenthG, also die mehr als 700 Personen von der
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Menschenrechtsliste und aus dem Überbrückungsprogramm sowie möglicherweise auch Ortskräfte, nun
davon ausgehen, dass ihre Verfahren nicht fortgeführt werden und ihre Aufnahmeerklärungen sämtlich

aufgehoben werden.

Im Falle der Aufhebung ihrer Aufnahmezusagen oder -erklärungen mussten die betroffenen
Schutzsuchenden bislang innerhalb von einer Woche die Unterkunft der GIZ verlassen (S. 21 der

Beschwerdeschrift). Es steht also nun zu befürchten, dass alle rund 650 in Pakistan verbliebenen
Schutzsuchenden von der Menschenrechtsliste und aus dem Überbrückungsprogramm sowie
möglicherweise auch viele Ortskräfte unter Umständen schon innerhalb der nächsten zwei Wochen aus
den Unterkünften verwiesen werden.

Damit entzieht sich die Bundesregierung ihrer für diese Menschen übernommenen Schutzverantwortung

vollständig und endgültig. Sie entlässt die Menschen in eine völlig schutzlose Lage ohne Obdach,
Lebensmittel- und Gesundheitsversorgung und finanzielle Mittel, in der ihnen mit an Sicherheit

grenzender Wahrscheinlichkeit die Abschiebung durch die pakistanischen Behörden zurück nach

Afghanistan droht. Die Beschwerdeführenden wie auch die anderen betroffenen Schutzsuchenden,
haben keine Möglichkeit, der Abschiebung nach Afghanistan und der Verfolgung durch die Taliban zu
entgehen. Weder können sie in Pakistan eine Unterkunft finden noch können sie in einen Drittstaat
flüchten.

In Pakistan haben sich die Lebensbedingungen von afghanischen Geflüchteten seit der Zunahme der
Spannungen zwischen Pakistan und Afghanistan massiv verschlechtert.

„Punjab offers cash rewards for reporting undocumented Afghan migrants", Bericht von
Amu TV, 20.11.2025, https://amu.tv/211818/.

So haben Misshandlungen von afghanischen Schutzsuchenden zugenommen. Die pakistanischen
Behörden schikanieren sie und verhaften sie auf den Straßen, in Geschäften und in ihren Unterkünften.
Sie erpressen Bestechungsgelder und fordern hohe Geldsummen.

„Kabul-Islamabad Tensions Deepen Migrant Hardships in Pakistan", TOLOnews,
21.11.2025, https://tolonews.com/afghanistan-196679.

Im Rahmen seiner groß angelegten Abschiebungskampagne schiebt Pakistan in kürzester Zeit
zehntausende afghanische Menschen zurück nach Afghanistan ab. Erst am vergangenen Wochenende,
dem 29. und 30. November 2025, wurden mehr als 10.000 afghanische Staatsangehörige abgeschoben.

„Pakistan expels nearly 4,500 Afghan migrants in a single day", Bericht von Amu TV, 1.
D e z e m b e r 2025, https://amu.tv/213621/.

Afghanischen Schutzsuchenden ohne legalen Aufenthalt ist es kaum noch möglich, der Abschiebung
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Visa Index, https://visaindex.com/del.

Es gibt keine Aufnahmeprogramme anderer Drittstaaten, im Rahmen derer eine Ausreise aus Pakistan
möglich wäre. So haben infolge der kürzlichen Schüsse auf zwei Nationalgardisten in Washington auch
die USA Entscheidungen über Asylanträge afghanischer Schutzsuchender vorerst gestoppt und die
Ausstellung von Visa für alle Menschen mit afghanischem Pass eingestellt.

„USA setzen alle Asylentscheidungen aus", Tagesschau vom 29.11.2025,
https://www.tagesschau.de/ausland/amerika/usa-migrationspolitik-asylentscheide-100.html.

Auch nach Afghanistan könnten die Beschwerdeführenden und die anderen Schutzsuchenden nicht

zurückkehren - selbst, wenn sie das wollten. Die Grenze zwischen den beiden Staaten ist derzeit

geschlossen und afghanische Schutzsuchende werden nur im Wege der Abschiebung zurück nach
Afghanistan verbracht.

Eine freiwillige Rückkehr nach Afghanistan unter Preisgabe ihres Lebens und ihrer körperlichen
Unversehrtheit ist für die Schutzsuchenden - wie sie in ihrem offenen Brief an die Bundesregierung
(Anlage 73) noch einmal eindringlich betonten - überhaupt keine Option. Die immensen Gefahren und
die prekäre Lebenssituation, die den Beschwerdeführenden und den anderen Schutzsuchenden in

Afghanistan drohen, verdeutlichen die Berichte einiger Schutzsuchender, die nach Afghanistan
abgeschoben wurden und zu denen noch Kontakt besteht:

Der bereits in der Beschwerdeschrift (S. 55 f.) geschilderte Fall der jungen Aktivistin Kund ihrer
verwitweten Mutter zeigt dies besonders drastisch. Nach der Aufhebung ihrer Aufnahmeerklärung nach §
22 Satz 2 AufenthG mussten die beiden Frauen die Unterkunft der GIZ innerhalb einer Woche

verlassen, konnten mangels gültiger Visa keine reguläre Unterkunft anmieten und wurden von den
pakistanischen Behörden nach Afghanistan abgeschoben. Nach der Festnahme durch Taliban-Mitglieder
wurden die Frauen unter Zwang in das Haus eines Talibs verbracht, das sie nicht verlassen dürfen.
Sei ther i s t regelmäßig sexueller Gewalt und Missbrauch ausgesetzt. Diese Schilderungen
werden von einer Mitarbeiterin von Kabul Luftbrücke, mit hier als

- Anlage 76 -

beigefügter Erklärung vom 1. Dezember 2025 an Eides statt versichert.

Ein weiterer nach Afghanistan abgeschobener Schutzsuchender und ehemaliger Staatsanwalt,
dessen eidesstattliche Versicherung vom 21. Oktober 2025 als

- Anlage 77 -

beigefügt wird, schildert, dass die Taliban-Behörden schon nach wenigen Tagen auf seine Rückkehr
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